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Die kommunale Wärmeplanung ist ein zentrales Instru-
ment zur Gestaltung der Energiewende. Denn um das 
von der Bundesregierung gesetzte Ziel der Klimaneutra-
lität bis 2045 zu erreichen, muss auch der Wärmesektor 
einen Wandel vollziehen. Aktuell werden ca. 59 % des 
Endenergieverbrauchs in Deutschland für die Wärmeer-
zeugung genutzt. Davon werden nicht einmal  ein Fünf-
tel aus regenerativen Quellen erzeugt.  Daher gilt es, den 
Energieverbrauch zu senken und zugleich die Wärme-
versorgung auf erneuerbare Energien umzustellen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, trat zum 01.01.2024 das 
Wärmeplanungsgesetz (WPG) in Kraft. Das Gesetz 
verpflichtet die Länder, eigene Rechtsgrundlagen zu 
erstellen, damit bis Ende Juni 2028 flächendeckend 
Wärmepläne vorliegen. Noch existiert in Sachsen-An-
halt kein Landesgesetz zur Umsetzung der Wärmepla-
nung. Dieses wird derzeit erarbeitet und voraussichtlich 
2025 in Kraft treten. 

Auch wenn es bisher für Sachsen-Anhalt keine Ver-
pflichtung gibt, so haben sich bereits viele Kommunen 
freiwillig an die Erstellung der KWP gemacht und dafür 

Mittel aus der Nationalen Klimaschutzinitiative, Schwer-
punkt Kommunalrichtlinie, beantragt. Es ist damit zu 
rechnen, dass bis Ende 2024 insgesamt ca. 60 Kommu-
nen in Sachsen-Anhalt den Zuwendungsbescheid vorlie-
gen haben werden. Da Kommunen die KWP in der Regel 
nicht eigenständig durchführen können, benötigen sie 
Unterstützung durch fachkundige Dienstleister. 

Mit dem vorliegenden Leitfaden möchte die LENA die 
Kommunen dabei unterstützen, die notwendige Fach- 
expertise zielgerichtet zu binden. Gleichzeitig sollen 
die nachfolgenden Inhalte dazu dienen, interessierten 
Bürgerinnen und Bürgern sowie weiteren Akteuren der 
Wärmewende eine Übersicht zu geben, welche Aufga-
ben im Rahmen der KWP zu erfüllen sind. Besondere 
Berücksichtigung finden die Anforderungen an die KWP 
aus der Kommunalrichtlinie im Vergleich zum Wärme-
planungsgesetz sowie die detaillierte Darstellung eines 
Musterleistungsverzeichnisses zur Bindung eines ex-
ternen Dienstleisters. Wichtige Begriffe zur Wärmepla-
nung finden Sie im abschließenden Glossar. Wir danken 
dem Kompetenzzentrum Kommunale Wärmeplanung 
(KWW) für die vertrauensvolle Zusammenarbeit bei der 
Erstellung dieses Leitfadens.

Bei weiteren Fragen steht Ihnen die Landesenergie-
agentur Sachsen-Anhalt jederzeit gern zur Verfügung. 
Denn unser Ziel ist es, die Kommunen bei der Energie-
wende bedarfsgerecht und gewinnbringend zu unter-
stützen und zu begleiten, getreu unserem Motto „Wir 
machen Energiegewinner“.
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Liebe Leserinnen und Leser,

Ich wünsche Ihnen viel Erfolg bei der Erstellung der 
kommunalen Wärmeplanung.

Marko Mühlstein 
Geschäftsführer



1	 Gesetzlicher Rahmen der
	 kommunalen Wärmeplanung 
	 (KWP) 
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Dieses Kapitel1 enthält einen umfassenden Vergleich der 
Anforderungen aus dem technischen Annex der Kom-
munalrichtlinie2 und dem Wärmeplanungsgesetz (WPG). 
Dieser Vergleich zeigt detailliert Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede auf. Auch wenn die erstmalige Erstellung 
der kommunalen Wärmeplanung durch die Förderung 
aus der Kommunalrichtlinie erfolgt, und damit der 
technische Annex mit seinen für das geförderte Projekt 
inhaltlichen und technischen Mindestanforderungen 
relevant ist, so ist zu empfehlen, die Anforderungen aus 
dem WPG ebenfalls zu beachten. Damit wird sicherge-

stellt, dass für die weitere Arbeit mit den Ergebnissen 
der Wärmeplanung sowie auch für die Fortschreibung 
der KWP die notwendigen Grundlagen vorliegen. 

Insbesondere mit Blick auf die Erarbeitung von Mach-
barkeitsstudien, die nach Vorliegen der KWP erstellt 
werden müssen, um die Umsetzung von Maßnahmen 
vorzubereiten, ist darauf zu achten, dass die wichtigen 
Kennziffern, Daten und Analysen vorgelegt werden und 
das Recht eingeräumt wird, diese an Dritte übergeben 
zu dürfen.

Vergleich der Anforderungen nach  
Kommunalrichtlinie und Wärmeplanungsgesetz

Die kommunale Wärmeplanung ist eine der strate- 
gischen Klimaschutzmaßnahmen. Von Oktober 2022 bis 
zum 05. Dezember 2023 konnten im Rahmen der Förde-
rung aus der nationalen Klimaschutzinitiative, Schwer-
punkt Kommunalrichtlinie, Anträge zur Erstellung der 
KWP eingereicht werden. In Sachsen-Anhalt wurden 
insgesamt 60 Anträge gestellt. Gefördert werden insbe-
sondere die Planerstellung, die Organisation und Durch-
führung der Akteursbeteiligung sowie die begleitende 
Öffentlichkeitsarbeit. Die konkreten Anforderungen der 
Projektinhalte für den Förderschwerpunkt Wärmeplan 
sind im technischen Annex der Kommunalrichtlinie ge-
listet. Danach sind im Rahmen der Bestandsanalyse und 
Potentialanalyse folgende Inhalte vorzulegen:

Die Bestandsanalyse berücksichtigt verschiedene 
Gebäudetypen, die insbesondere nach Baualtersklassen 
und Nutzung unterschieden werden. Dies ermöglicht 
eine detaillierte Betrachtung der energetischen Eigen-
schaften und des Wärmebedarfs der Gebäude. Ähnlich 
wird auch die Struktur der Siedlungen nach Baual-
tersklassen analysiert. Die Beheizungsstruktur wird 
sowohl für Wohngebäude als auch für Nichtwohngebäu-
de betrachtet. Dabei wird insbesondere der verwendete 
Energieträger berücksichtigt. Dies gibt Aufschluss über 
die aktuelle Energieversorgung und mögliche Potentiale 
für eine Umstellung auf erneuerbare Energien. Schließ-
lich wird die vorhandene Wärme- und Kälteinfrastruktur 
analysiert. Dazu gehören die vorhandenen Versorgungs-

1.1	 Anforderungen aus der  
	 Kommunalrichtlinie (KRL) 
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1 Auszug der Studie: Christiane Büttner, Annelie Papsdorf (JENA-GEOS-Ingenieurbüro GmbH): Datenbereitstellung für die Kommunale 

Wärmeplanung in Sachsen-Anhalt. Erstellt im Auftrag der Landesenergieagentur Sachsen-Anhalt GmbH (LENA), 2023. 
2 Link zum technischen Annex der Kommunalrichtlinie:  

https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/mediathek/dokumente/20221101_NKI_Kommunalrichtlinie_Technischer-Annex.pdf

netze (Fernwärme, Nahwärme, Gas) sowie die Heiz-
zentralen und Speicher. Diese Analyse ermöglicht es, 
bestehende Infrastrukturen zu identifizieren und später 
Optimierungsmöglichkeiten zu evaluieren. Mit der Be-
standsanalyse wird ein umfassendes Bild der aktuellen 
Situation erstellt und die Grundlage für die Entwicklung 
von Strategien zur Reduzierung von Treibhausgasemis-
sionen geschaffen.

Die Potentialanalyse umfasst die Ermittlung von Ener-
gieeinsparpotentialen für Raumwärme, Warmwasser 
und Prozesswärme in den Sektoren Haushalte, Gewer-
be-Handel-Dienstleistungen und öffentliche Liegen-
schaften. Darüber hinaus wird eine Potentialanalyse zur 
Gewinnung erneuerbarer Energien und unvermeidbare 
Abwärme durchgeführt. Jedoch konkretisiert weder 
die KRL noch deren technischer Annex, welche Ener-
giequellen und -technologien unter dem Begriff der 
erneuerbaren Energien zu verstehen sind. Auch ist vor-
gegeben, dass nicht-lokale-Ressourcen nur einzuplanen 
sind, wenn vertretbare Alternativen fehlen. Zu diesen 
nicht-lokalen-Ressourcen können z. B. Wasserstoff und 

Biomasse gehören, wobei sich die energetische  
Nutzung von Biomasse auf Abfall- und Reststoffe 
beschränkt. Die Auswirkung der Nutzung nicht-lokaler 
Ressourcen auf das Klima ist zu erläutern. Sie sollen ef-
fizient und ressourcenschonend genutzt werden. Wirt-
schaftlichkeit bei der Erschließung dieser Ressourcen 
sowie die ökonomischen Auswirkungen für Verbraucher 
sind darzulegen. Dabei sind die Wärmevollkosten inklu-
sive des Infrastrukturbeitrags zu berücksichtigen. Für 
die zukünftige Nutzung von Biomasse und Wasserstoff 
in der leitungsgebundenen Wärmeversorgung gelten 
die Anforderungen aus den Transformationsplänen der 
Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW). 
Bestehende Transformationspläne für das untersuchte 
Gebiet sind entsprechend zu beachten.

Mit der Potentialanalyse wird das Portfolio der Optionen 
für die künftige Wärmeversorgung ermittelt und darge-
legt. Die Zusammenstellung des tatsächlichen künfti-
gen Versorgungsmix ist Teil späterer Arbeitspakete in 
der Wärmeplanung.

https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/mediathek/dokumente/20221101_NKI_Kommunalrichtlinie_Technischer-Annex.pdf
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Das Wärmeplanungsgesetz ist die Grundlage für eine 
nahezu flächendeckende Umstellung von fossilen 
Energieträgern auf erneuerbare Energien in der Wär-
meversorgung. Die KWP soll den Prozess der energeti-
schen Transformation flächendeckend in Deutschland 
voranbringen und die Umsetzung strukturieren. Sowohl 
für Kommunen als auch Unternehmen und Privatper-
sonen gibt die KWP Planungssicherheit zur künftigen 
Infrastruktur der möglichst treibhausgasneutralen 
Wärmeversorgung auf Basis erneuerbarer Energien. 
Neben zum Teil detaillierten inhaltlicher und formaler 
Vorgaben zur KWP sind im WPG Ausgestaltungsoptio-
nen bei der Übertragung in 16 einzelne Landesgesetze 
ausgewiesen. 

Das KWP gibt im Gesetzestext selbst sowie in den tech-
nischen Anlagen zum Gesetz sehr detailliert vor, welche 
Informationen von wem in welcher Auflösung bereit-
zustellen bzw. zusammenzutragen sind. Die Details 
zur Bestandsanalyse und Potentialanalyse werden im 
Folgenden erläutert.

Die Bestandsanalyse (WPG § 15) ist das Fundament für 
alle weiteren Analysen, Zielszenarien, Entwicklungspfa-
de und Maßnahmen im Prozess der Wärmeplanung. Sie 
sammelt und analysiert den IST-Zustand von Gebäuden, 
Energieträgern und Wärmeinfrastruktur. Damit wird die 
Entscheidungsgrundlage geschaffen, um das beplante 
Gebiet einzuteilen in voraussichtliche netzgebundene 
Wärmeversorgungsgebiete, Gebiete mit erhöhtem 
Energieeinsparpotential und dezentral versorgte 
Gebiete. Die planungsverantwortliche Stelle ermittelt 
systematisch und qualifiziert den derzeitigen Wärmebe-
darf und -verbrauch, die derzeitigen Wärmeenergieträ-
ger, die vorhandenen Wärmeerzeugungsanlagen und die 
vorhandenen Energieinfrastrukturanlagen. Alle genann-
ten Informationen müssen räumlich verortet hochauf-
gelöst dargestellt und textlich erläutert werden.

Die Anlagen 1 und 2 des WPG enthalten genaue Vorga-
ben, welche Daten wie erhoben und dargestellt werden 
sollen, z. B. welche Einheiten verwendet und nach wel-
chen Kategorien sie geordnet werden sollen. Dabei wird 
in den Angaben zur Darstellung und Erhebung der Daten 
auf den Datenschutz geachtet. So sollen bspw. Daten 
zu Mehrfamilienhäusern adressbezogen und zu Einfa-
milienhäusern aggregiert für mehrere Hausnummern 
angegeben werden (WPG, Anlage 1, S.36-38), (WPG, 
Anlage 2, I., S.39-40). 

Leitungsgebundene Verbräuche sollen gemittelt pro 
Jahr für die letzten drei Jahre, differenziert nach Gas-
versorgung oder Wärmeversorgung in Kilowattstunden 
angegeben werden. Zur Wahrung des Datenschutzes 
sind die Angaben zur Wärmeversorgung auf die Überga-
bestationen zu beziehen.

Dezentrale Wärmeerzeugungsanlagen mit Verbren-
nungstechnik sollen nach Art des Energieträgers, Art 
des Wärmeerzeugers und der thermischen Leistung in 
Kilowatt dargestellt werden. Die Angaben zu Gebäuden 
sollen Lage, Nutzung, Nutzfläche und Baujahr beinhal-
ten.

Industrielle, gewerbliche und sonstige Unternehmen, 
die Wärme nutzen und unvermeidbare Abwärme 
erzeugen, sollen liegenschaftsbezogen mit folgenden 
Angaben dargestellt werden: Energieträger, unvermeid-
bare Abwärme, geplante Transformationen der Pro-

1.2	Gesetz für die Wärmeplanung und zur 
	 Dekarbonisierung der Wärmenetze (WPG)
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zesswärmeversorgung und -verbräuche pro Jahr für die 
letzten 3 Jahre in Gigawattstunden mit Angaben zu den 
Größenordnungen in bestimmten Bandbreiten.

Die textliche und grafische Darstellung aktueller Daten 
umfasst den jährlichen Endenergieverbrauch von 
Wärme und leitungsgebundener Wärme (in kWh), auf-
geschlüsselt nach Energieträgern und Endenergiesek-
toren. Der Anteil der Energieträger von erneuerbaren 
Energien und unvermeidbarer Abwärme wird in Prozent 
erfasst und nur nach Energieträgern differenziert. Die 
jährlichen THG-Emissionen werden in Tonnen Kohlen-
stoff-Äquivalent (t*CO2e) gemessen und nach Ener-
gieträgern und Endenergiesektoren aufgeschlüsselt. 
Schließlich wird die Anzahl der dezentralen Wärmeer-
zeuger, einschließlich Hausübergabestationen, nach Art 
und eingesetztem Energieträger erfasst.

Die kartografische Darstellung verwendet unterschied-
liche Ebenen und soll möglichst vollständig, transparent 
und nachvollziehbar sein (WPG Anlage 2). Sie enthält 
keine vertraulichen Daten, insbesondere sicherheitsre-
levante Daten oder solche, die zur kritischen Infrastruk-
tur oder zur Landes- und Bündnisverteidigung gehören 
(WPG Anlage 2, I., 2., S.39-40). 

Die Potentialanalyse betrachtet sowohl Einsparpoten-
tiale durch Optimierung der Gebäudehüllen als auch 
erneuerbare Energiequellen. Diese sind detailliert im 
WPG definiert (WPG § 3) bzw. wird auf entsprechende 
Definitionen in anderen Gesetzgebungen verwiesen (u. 
a. GEG zu Geothermie, Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
zu Wärme aus Abwasser). Die EE-Potentiale lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: Geothermie (oberflächen-
nahe G.; tiefe G.), Biomasse (Reststoffe aus Forst & 
Landschaftspflege), Solar (Thermie, ggf. in Kombination 
mit PV für Wärme aus Strom), Wärme aus Abwasser, 
Wärme aus Umweltwärme (Luft, Untergrund, Gewässer; 
jeweils ggf. über Wärmepumpen), Biomasse-Brennstof-
fe (Methan aus bestimmten Herstellungsprozessen), 
Wasserstoff (bestimmte Herstellungsprozesse); Wärme 
aus Strom, soweit dieser aus EE gewonnen wird (insb. 
Solar, Wind, Wasserkraft). Die im beplanten Gebiet 
vorhandenen Potentiale aus EE und zur Gebäudeop-
timierung sind quantitativ und räumlich differenziert 
zu ermitteln und darzustellen. Ergänzend sind auch 
Potentiale zur Wärmespeicherung zu verorten (z. B. 
geothermische Speicher). Neben der Gebäudeopti-
mierung (Raumwärme) sind auch Einsparungspoten-
tiale bei gewerblichen und industriellen Prozessen zu 
untersuchen und einzubeziehen. Die gewerblichen und 
industriellen Prozesse sind im Zuge dessen auch auf 
unvermeidbare Abwärme zu evaluieren, die ebenfalls 
als mögliche Wärmequelle für die künftige Versorgung 
eingeplant werden kann. 

In Anlage 2 (WPG Anlage 2, II., S.40-41) wird die Dar-
stellung der Potentialanalyse im Wärmeplan erläutert. 
Das Ziel ist es, möglichst konkrete Anhaltspunkte zu 
liefern, welche Energiequellen in vertiefenden Analysen 
und Planungen genauer untersucht werden sollen. Die 
kartografische Darstellung der Potentiale erfolgt quan-
titativ, nach Energieträgern und räumlich differenziert. 
Dabei werden auch Ausschlussgebiete wie Wasser-
schutzgebiete und Heilquellengebiete berücksichtigt. 
In Gebieten mit mehr als 45.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner wird eine Bewertung vorgenommen, die po-
tenzielle Synergieeffekte mit Plänen von benachbarten 
Behörden berücksichtigt.

Basierend auf der Bestandsanalyse, der Potential-
analyse und dem entwickelten Zielszenario wird eine 
Umsetzungsstrategie mit Maßnahmen entwickelt (WPG 
§ 20 (1)). Die Strategie kann gemeinsam mit relevanten 
Akteuren erarbeitet werden (WPG § 20 (2)). Alle Be-
standteile der KWP sind spätestens alle 5 Jahre zu aktu-
alisieren. Die Fortschreibung ist in WPG § 25 geregelt.
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1.3.1	 Bestandsanalyse

Tabelle 1:	 Vergleich der Anforderungen für die Erarbeitung der Bestandsanalyse nach  
	 Kommunalrichtlinie und Wärmeplanungsgesetz.

1.3	 Gegenüberstellung der Anforderungen
Im Übergang zwischen Förderung, Bundesgesetzge-
bung und der künftigen Verankerung im Landesgesetz 
Sachsen-Anhalt sind die Anforderungen der KRL und 
des WPG bzgl. Bestands- und Potentialanalyse im Blick 
zu behalten. Die Kommunalrichtline und das Wärmepla-
nungsgesetz unterscheiden sich vor allem im Detailgrad 
und Umfang der Vorgaben, die bei der Erarbeitung der 

kommunalen Wärmeplanung berücksichtigt werden 
müssen.

Die nachfolgenden Tabellen zeigen die Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede zwischen der Kommunalrichtlinie 
und dem Wärmeplanungsgesetz. Gemeinsamkeiten 
finden Sie zentral in beiden Spalten.

Themen

Darstellung

Datenschutz

Datenerhebung und 
-verarbeitung

Energiebedarf und  
Energieverbrauch

Kommunalrichtlinie

räumliche Darstellung

Ermittlung Energiebedarf oder Energieverbrauch

wenige Vorgaben

textliche und räumliche Darstellung

freie Darstellung der Ergebnisse, ohne 
Pflicht bestimmte Werte miteinander in 
Bezug zu setzen

keine Erwähnung Datenschutz

keine Angaben

keine Angaben

Keine weiteren Anforderungen an die 
Erhebung und Darstellung

detaillierte Vorgaben zu Inhalten

textlich-grafische und
kartografische Darstellung

vernetzte Darstellung der Ergebnisse

umfassende Anforderungen an  
Datenschutz und zur Verarbeitung  
personenbezogener Daten

Vorgaben zu Berechtigungen, Zweck  
und Format der zu erhebenden und 
verarbeitenden Daten

gesetzliche Einschränkungen

genaue Anforderungen an die Erhebung 
und Darstellung

textlich-grafische und kartografische 
Darstellung

Wärmeplanungsgesetz
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Themen

Energie- und  
Treibhausgasbilanz

Energieträger

(Wärme-)  
Infrastruktur

Kommunalrichtlinie

Ermittlung von Energie- und Treibhausgasbilanzen

Ermittlung der Energieträger

Ermittlung der Wärmeinfrastruktur

Fokus auf Erhebung von Gasnetzen, Wärmenetzen, Heizzentralen bzw.  
Wärmeerzeugungsanlagen und Speichern

keine Anforderungen bezüglich des 
Datenschutzes

kein Fokus auf Fernwärme-Verbräuche

keine Angaben

keine Angaben

keine Angaben

keine Angaben

keine Definition des Begriffes  
„Erneuerbare Energie“

Begrenzt auf die Wärmeinfrastruktur

genaue Angaben zu Datenschutz

Fokus auf leitungsgebundenen  
Verbräuchen (Fernwärme)

kartografische Darstellung von  
Wärmeverbrauchsdichten und  
Wärmeliniendichten

kartografische Darstellung der  
Wärme- und Gasnachfrage der  
Netze und Leitungen

bezogen auf Endenergieverbrauch  
der Wärme

Anteil der Energieträger am  
Endenergieverbrauch Wärme

Anteil der Energieträger von  
erneuerbarer Energie und  
unvermeidbarer Abwärme am  
Endenergieverbrauch Wärme

ausführliche Definitionen erneuerbarer 
Energien und unvermeidbarer Abwärme, 
Bezug zu anderen Gesetzestexten

Ermittlung der Wärmeinfrastruktur  
im Rahmen der Ermittlung der  
Energieinfrastrukturanlagen

zusätzliche Beachtung von  
Abwasser- und Stromnetzen

detaillierte Anforderungen an  
Ermittlung und Darstellung

Wärmeplanungsgesetz
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Themen

(Wärme-)  
Infrastruktur

Gebäude

Planungen und  
Maßnahmen

Fazit

Kommunalrichtlinie

Ermittlung von Energie- und Treibhausgasbilanzen

Ermittlung Baualtersklassen

Erhebung von Gebäudetyp

keine explizite Erwähnung der  
Wärmeerzeuger, außer Heizzentralen.
Indirekte Erwähnung durch die  
Anforderung zur Erhebung der  
Wärminfrastruktur und  
Beheizungsstruktur

keine Angaben zu Gebäudeebene

gebäudescharfe Angabe der  
Baualtersklassen 

Gebäude und Siedlungstypen sollen 
nach verschiedenen Kategorien  
ermittelt werden
(unter anderem Baualtersklassen)

keine Angaben

keine Datenschutzvorgaben

keine Erhebung von Planungen und 
Maßnahmen

allgemeine, schlagwortartige Formulie-
rung der Anforderungen

besonderer Fokus auf die Ermittlung 
von Wärmeerzeugungsanlagen bzw. 
Wärmeerzeugern und detaillierte  
Anforderungen an die Darstellung

Erhebung Wärmeverbrauch/-bedarf  
--> Aggregation

Angabe der Baualtersklassen nach 
Baublöcken

Erhebung des Baujahrs aggregiert für 
Ein- und Mehrfamilienhäuser  
(Datenschutz)

nur überwiegender Gebäudetyp,  
aufgelöst nach Baublöcken 

Lage, Nutzung, Nutzfläche und Baujahr 
(Datenschutz beachten)

Daten zu Einfamilienhäusern müssen 
aggregiert verarbeitet werden (min.  
fünf Gebäude)

Planungen und Maßnahmen, welche  
die Wärmeplanung betreffen, sollen 
erhoben werden

umfassend

detailliert

Werte sollen im Bezug zueinander  
ermittelt und dargestellt werden

Berücksichtigung des Datenschutzes 
und geltender Gesetze

Wärmeplanungsgesetz
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1.3.2	 Potentialanalyse

Tabelle 2:	 Vergleich der Anforderungen für die Erarbeitung der Potentialanalyse nach  
	 Kommunalrichtlinie und Wärmeplanungsgesetz

Themen

Darstellung

Datenschutz

Definition 

Ressourcen

Ausschlussgebiete

Energieeinsparung

Wärmeversorgung

Wärmespeicherung

Kommunalrichtlinie

Ermittlung Potentiale für Erneuerbare Energien und Abwärme

Individuelle Lösungen oder Fernwärme

Berücksichtigung von Transformationsplänen

Kostenprognosen für Versorgungsfälle

keine Angaben

keine Angaben

keine Angaben

keine Angaben

keine Angaben

keine genauere Definition

Biomasse (nur Abfall- und Reststoffe)
Abwärme

Einsparung von Raumwärme, Warm-
wasser und Prozesswärme in Sektoren 
Haushalt/Gewerbe/Handel/
Dienstleistungen/Industrie/
öffentliche Liegenschaften

quantitative Darstellung des Potentials 
nach Energieträgern

räumlich differenziert

Schutz von personenbezogenen Daten 
muss gewährleistet sein

räumlich differenzierte Darstellung
(technisch/wirtschaftlich/rechtlich)

Potentiale für die zentrale  
Wärmespeicherung

genaue Definitionen, auch mit Bezug  
zu anderen Gesetzen

Geothermie, Umweltwärme, Abwasser, 
Solarthermie, Biomasse, Biomethan
Wärmepumpe, Strom, grüner Wasser-
stoff, unvermeidbare Abwärme

genaue Anforderungen an die Erhebung 
und Darstellung

textlich-grafische und kartografische 
Darstellung

Wärmeplanungsgesetz
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1.3.3	 Weitere Anforderungen

Tabelle 3:	 Vergleich der Anforderungen für die Erarbeitung weiterer Themen nach  
	 Kommunalrichtlinie und Wärmeplanungsgesetz

Themen

Synergieeffekte / 
Nicht-lokale- 
Ressourcen

Fazit

Themen

vereinfachtes  
Verfahren

Umsetzungsfahrplan

Beteiligung

Verstetigung

Controlling

Kommunikation

Kommunalrichtlinie

Kommunalrichtlinie

Maximierung Energieeffizienz

Berücksichtigung Potentiale Energiegewinnung und Energieeinsparung

ganzheitlich

nicht-lokale-Ressourcen nur einzu-
planen, wenn vertretbare Alternativen 
fehlen

keine Angaben

Strategie, Maßnahmen,
Energie- und THG-Bilanzierung

zwei bis drei Fokusgebiete

alle betroffenen Verwaltungseinheiten

alle relevanten Akteure

Strategie mit Zuständigkeiten

Top-Down und Bottom-Up

Indikatoren und Rahmenbedingungen 
für Datenerfassungen und -auswertung

Strategie für konsens- und unterstüt-
zungsorientierte Zusammenarbeit

weniger Vorgaben zu Potentialinhalten

generelle Erhebung und Bewertung 
von Potentialen für Synergieeffekte mit 
benachbarten Kommunen
 (≥ 45.000 EW)

≤ 10.000 oder Eignungsprüfung

Einklang mit Zielszenario, Maßnahmen, 
Vereinbarungen möglich

Einteilung in voraussichtliche  
Wärmeversorgungsgebiete

umfassende Beteiligungsvorgaben, 
konkrete Benennung, wer zu  
„relevanter Akteur“ zählt

Fortschreibungsrhyth mind. alle 5 Jahre

Fortschreibung und Evaluierung

Fortschreibungsrhythmus mind. alle 5 
Jahre

projektlaufzeitbezogene Beteiligung

genaue Vorgaben zu Potentialinhalten

Wärmeplanungsgesetz

Wärmeplanungsgesetz



Die Erstellung der kommunalen Wärmeplanung 
enthält verschiedene Bausteine. Dazu gehören die 
Bestands- und Potentialanalyse, die Entwicklung 
von Zielszenarien, die Festlegung einer Wärmewen-
destrategie sowie die Organisation von Akteursbetei-
ligung und Öffentlichkeitsarbeit. Es ist davon auszu-
gehen, dass die für die KWP planungsverantwortliche 
Stelle diese Aufgaben nicht mit eigenem Personal 
durchführen, sondern hierfür in der Regel einen ge-
eigneten externen Dienstleister beauftragen. Damit 
liegt eine Beschaffung im Sinne des Vergaberechts 
vor. 

Unter einem Beschaffungsvorgang versteht man im 
Allgemeinen die entgeltliche Beschaffung von Waren 
und Dienstleistungen. Dieser Prozess umfasst eine 
Aufeinanderfolge notwendiger Schritte wie der Aus-
schreibung, der Bewertung und der öffentlichen Auf-
tragserteilung. Die Ausschreibung legt detailliert die 
zu erbringende Leistung (siehe Musterleistungsver-
zeichnis KWP) fest und gibt anhand von Eignungskrite-
rien vor, welche Kriterien (z.B. fachliche Qualifikation 
und finanzielle Stabilität) ein Bieter erfüllen muss, um 
an der Ausschreibung teilnehmen zu dürfen. Gleich-
zeitig unterliegt der gesamte Prozess insbesondere in 
der Phase bis zur Vergabe eines Auftrages einer Reihe 
festgelegter Regeln, die zu beachten sind. Leistungen, 
die durch die öffentliche Hand beschafft werden, sind 
grundsätzlich in einem fairen Wettbewerb zu verge-
ben. 

Es gibt in Deutschland kein einheitliches Vergabege-
setz. Die Größe des Auftrags hat einen entscheidenden 
Einfluss darauf, welche Regelungen bei der Vergabe 
einzuhalten sind. Oberhalb bzw. unterhalb sogenannter 
Schwellenwerte sind verschiedene Verfahrensregeln 
einzuhalten. In Sachsen-Anhalt gilt seit dem 1. Januar 

2024 die Auftragswerteverordnung – AwVO.3 Sie bein-
haltet u.a. die Auftragswerte für die Durchführung von 
beschränkten Ausschreibungen und Verhandlungs-
vergaben nach der Unterschwellenvergabeordnung 
(UVgO). Für die kommunale Wärmeplanung bedeutet 
dies, dass eine Ausschreibung bei einem Auftragswert 
ab 221.000 EUR nach den europäischen Regeln, bei 
einem Auftragswert darunter nach dem nationalen 
(Haushalts-)Recht zu erfolgen hat. In der Regel werden 
drei Arten von Aufträgen unterschieden: Bau-, Liefer- 
und Dienstleistungen. Gemäß § 103 Abs. 4 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) wird die 
kommunale Wärmeplanung regelmäßig als Dienstleis-
tungsauftrag im Sinne des Vergaberechts qualifiziert.4 

Hinweis
Die LENA führt keine rechtliche Beratung zur Ver-
gabe von Leistungen, wie etwa der Erstellung der 
kommunalen Wärmeplanung, durch. 

Weitere Informationen zur Vergabe von Leis-
tungen (Leitfaden, Checkliste, Ablaufplan und 
Vorlagen für NKI geförderte Projekte) finden 
Sie unter  https://www.klimaschutz.de/de/be-
ratung/Umsetzungsunterst%C3%BCtzung oder 
unter https://www.ib-sachsen-anhalt.de/verga-
bepruefung-fuer-oeffentliche-auftraggeber
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2	 Hinweise zur  
	 Vergabe

3 Verordnung über die Auftragswerte nach der Unterschwellenvergabeordnung und der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 

Teil A - Ausgabe 2019 - Vom 14. Dezember 2023

https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-UVgOAuftrWVST2024rahmen/part/R
4 https://www.muth-partner.de/rechtsberatung/kommunale_waermeplanung/kommunale_w%C3%A4rmeplanung_und_vergaberecht_

welche_grundlegenden_fragen_sind_zu_kl%C3%A4ren_/

Potential- 
analyse

Bestands- 
analyse

Entwicklung  
von Ziel- 

szenarien

Festlegung einer  
Wärmewende- 

strategie

Organisation  
von Akteurs- 
beteiligung

Öffentlichkeits- 
arbeit

Kommunale  
Wärmeplanung

https://www.klimaschutz.de/de/beratung/Umsetzungsunterst%C3%BCtzung
https://www.klimaschutz.de/de/beratung/Umsetzungsunterst%C3%BCtzung
https://www.ib-sachsen-anhalt.de/vergabepruefung-fuer-oeffentliche-auftraggeber
https://www.ib-sachsen-anhalt.de/vergabepruefung-fuer-oeffentliche-auftraggeber
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-UVgOAuftrWVST2024rahmen/part/R
https://www.muth-partner.de/rechtsberatung/kommunale_waermeplanung/kommunale_w%C3%A4rmeplanung_und_vergaberecht_welche_grundlegenden_fragen_sind_zu_kl%C3%A4ren_/
https://www.muth-partner.de/rechtsberatung/kommunale_waermeplanung/kommunale_w%C3%A4rmeplanung_und_vergaberecht_welche_grundlegenden_fragen_sind_zu_kl%C3%A4ren_/
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3	 Musterleistungsverzeichnis  
	 zur Ausschreibung einer  
	 Kommunalen Wärmeplanung  
	 nach Kommunalrichtlinie5

Hinweis 
Das nachfolgende Musterleistungsverzeichnis (MLV) 
ist als Unterstützungsangebot zur Ausschreibung 
und Vergabe von Leistungen zur Erarbeitung der 
kommunalen Wärmeplanung unter Beachtung der 
Anforderungen aus dem technischen Annex der 
Kommunalrichtlinie zu verstehen. Regelungen aus 

dem Wärmeplanungsgesetz werden soweit möglich 
berücksichtigt. Das MLV hat nicht den Anspruch, 
vollständige Ausschreibungsunterlagen darzustel-
len. Das Leistungsverzeichnis für die Ausschreibung 
zur KWP ist an regionale Besonderheiten und indivi-
duelle Anforderungen jeder Kommune anzupassen. 

Projektmanagement

Pos.

0

0.1

0.2

Titel

Projektmanagement

Projektorganisation 
•	 Entwicklung und Aktualisierung Zeitplan und Projektstrukturplan
•	 Laufende Projektüberwachung (Zeit, Kosten, Termine)
•	 Koordination und Absprache Arbeitspakete

Prozessmanagement 
•	 Organisation und Durchführung von Projektbesprechungen (inklusive Start- und  
	 Abschlussgespräch) für ein regelmäßiges Reporting über Arbeitsstand
•	 Unterstützung bei Förderprogrammabwicklung
•	 Unterstützung der Kommune bei der Datenerhebung (durch z. B. Erstellung von  
	 Fragebögen für entsprechende Datensätze) und Weiterverarbeitung zum Zwecke  
	 der kommunalen Wärmeplanung
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Bestandsanalyse

Pos.

A

A.1

A.1.1

A.1.2

A.1.3

A.2

A.2.1

Titel

Bestandsanalyse
Erhebung der aktuellen Gebäude- und Siedlungsstruktur sowie der Energieinfrastruktur auf 
Ebene von Gebäuden und Energienetzen. Auf Basis der Erhebung sollen der Wärmebedarf und 
-verbrauch und die daraus resultierenden Treibhausgasemissionen ermittelt werden. 

Analyse der Gebäude- und Siedlungsstruktur
Systematische Erfassung und Darstellung von Informationen zur vorhandenen Gebäude- und 
Siedlungsstruktur

Ermittlung des überwiegenden Gebäudetyps 
•	 Baublockbezogene Darstellung des überwiegenden Gebäudetyps

Ermittlung der überwiegenden Baualtersklasse der Gebäude 
•	 Baublockbezogene Darstellung der überwiegenden Baualtersklasse der Gebäude

Analyse der Siedlungstypologien 
•	 Baublockbezogene Darstellung der Gebäude- und Siedlungstypen unter anderem nach  
Baualtersklassen (Siedlungsentwicklung) und Hauptnutzungsarten (Wohngebiete, Gewerbe, 
Mischnutzungen, öffentliche Gebäude etc.)

Analyse der Energieinfrastruktur
Systematische Erfassung und Darstellung von Informationen zur Struktur der  
Wärmebereitstellung und -verteilung auf dezentraler und zentraler Ebene

Analyse der dezentralen Wärmeerzeuger in Gebäuden,  
einschließlich Hausübergabestationen 
•	 Ermittlung der Anzahl dezentraler Wärmeerzeuger 
•	 Ermittlung der Art der Wärmeerzeuger 
•	 Ermittlung der eingesetzten Energieträger 
•	 Ermittlung des Baujahrs dezentraler Wärmeerzeuger 
•	 Baublockbezogene Darstellung der Ergebnisse
•	 Berechnung der installierten KWK-Leistung (elektrisch und thermisch) 
•	 Baublockbezogene Darstellung von Gebieten mit hohen Anteilen an Wärmepumpen und 
	 Stromspeicherheizungen

5 Deutsche Energie-Agentur (Hrsg.) (dena, 2024): KWW-Musterleistungsverzeichnis zur Ausschreibung einer Kommunalen Wärmeplanung
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Pos.

A.2.2

A.2.2.1

A.2.2.2

A.2.2.3

A.2.2.4

A.2.2.5

A.2.2.6

A.2.2.7

      ! 
A.2.2.9

Titel

Analyse bestehender und geplanter Netze

Analyse der Wärmenetze und -leitungen 
•	 Ermittlung und kartografische Darstellung der bestehenden sowie geplanten und  
	 genehmigten Wärmenetze und -leitungen auf Straßenabschnittsebene mit Informationen
	 a) zur Lage, 
	 b) zur Art: Wasser oder Dampf, 
	 c) zum Jahr der Inbetriebnahme, 
	 d) zur Temperatur, 
	 e) zur gesamten Trassenlänge und 
	 f) zur Gesamtanzahl an Anschlüssen 

Analyse der Wärmeerzeugungsanlagen, die in ein Wärmenetz einspeisen 
•	 Ermittlung und kartografische Darstellung bestehender, geplanter oder genehmigter  
	 Wärmeerzeugungsanlagen, einschließlich Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, die in ein  
	 Wärmenetz einspeisen, mit Informationen
	 a) zur abgabeseitigen Nennleistung,
	 b) zum Jahr der Inbetriebnahme, 
	 c) zum Energieträger 
in Form einer standortbezogenen Darstellung

Analyse der Gasnetze 
•	 Ermittlung und kartografische Darstellung der bestehenden sowie geplanten und  
	 genehmigten Gasnetze mit Informationen 
	 a) zur flächenhaften Lage, also baublock- und nicht leitungsbezogen, 
	 b) zur Art: Methan, Wasserstoff, 
	 c) zum Jahr der Inbetriebnahme,
	 d) zur gesamten Trassenlänge und 
	 e) zur Gesamtanzahl an Anschlüssen 

Analyse der Wärme- und Gasspeicher 
•	 Kartografische Darstellung der bestehenden, geplanten oder genehmigten Wärme- und  
	 Gasspeicher, differenziert nach Art des Gases, die gewerblich betrieben werden, in Form einer  
	 standortbezogenen Darstellung

Analyse der Anlagen zur Erzeugung von Wasserstoff oder synthetischen Gasen 
•	 Kartografische Darstellung der bestehenden, geplanten oder genehmigten Anlagen zur  
	 Erzeugung von Wasserstoff oder synthetischen Gasen mit einer Kapazität von mehr als  
	 1 Megawatt installierter Elektrolyseleistung in Form einer standortbezogenen Darstellung 

Darstellung der Kälteinfrastruktur 
•	 Räumliche Darstellung zentraler Kälteinfrastruktur 

Darstellung der Abwassernetze und -leitungen
•	 Kartografische Darstellung der bestehenden sowie geplanten und genehmigten Abwassernetze  
	 und -leitungen mit Informationen zum Trockenwetterabfluss

OPTIONALER BESTANDTEIL
Analyse der Stromnetze 
•	 Informationen zu bestehenden, genehmigten oder geplanten Stromnetzen
•	 Umspannstationen
Optimierungs-, Verstärkungs-, Erneuerungs- und Ausbaumaßnahmen im Niederspannungsnetz
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Pos.

A.3

A.3.1

A.3.1.1

A.3.2

A.3.2.1

A.3.3

A.3.3.1

A.3.3.2

A.3.4

A.3.4.1

A.3.4.2

Titel

Ermittlung der Energiemengen im Bereich Wärme

Bedarfswerte Wärme

Erfassung und Darstellung des räumlich aufgelösten Wärmebedarfs 
•	 Ermittlung des räumlich aufgelösten Wärmebedarfs (Heizwärme, Warmwasser und ggf.  
	 Prozesswärme)
•	 Aggregation des Wärmebedarfs der Kommune nach Wohngebäuden, Nichtwohngebäuden  
	 und öffentlichen Gebäuden
•	 Grafische und baublockbezogene Darstellung der Ergebnisse

Verbrauchswerte Wärme

Erfassung und Darstellung des räumlich aufgelösten Wärmeverbrauchs 
•	 Ermittlung des räumlich aufgelösten Wärmeverbrauchs auf Basis von erhobenen Daten  
	 (Heizwärme, Warmwasser und ggf. Prozesswärme)
•	 Aggregation des Wärmeverbrauchs der Kommune nach Wohngebäuden,  
	 Nichtwohngebäuden und öffentlichen Gebäuden
•	 Grafische und baublockbezogene Darstellung der Ergebnisse

Endenergie Wärme

Erfassung und Darstellung des aktuellen jährlichen Endenergieverbrauchs Wärme 
•	 Textliche und grafische Darstellung des Endenergieverbrauchs nach Energieträgern und  
	 Endenergiesektoren 
•	 Separate Berechnung des Endenergieverbrauchs Wärme der kommunalen Liegenschaften  
	 und gebäudescharfe Darstellung
•	 Separate Darstellung des Endenergieverbrauchs für Prozesswärme

Erfassung und Darstellung des aktuellen jährlichen Endenergieverbrauchs Wärme 
•	 Berechnung von Anteilen am Endenergieverbrauch von
	 a) Erneuerbaren Energien nach Energieträgern
	 b) unvermeidbarer Abwärme
	 c) leitungsgebundener Wärme nach Energieträgern
	 d) Strom für Wärmebereitstellung differenziert nach Wärmepumpen und Direktstrom
... als absolute und relative Angaben
... als baublockbezogene Darstellung

Kennzahlen zur Energienutzung im Bereich Wärme

Erstellung von Wärmedichte-Karten 
•	 Kartografische Darstellung der Wärmedichten in Megawattstunden pro Hektar und Jahr in  
	 Form einer baublockbezogenen Darstellung
•	 Ergänzung der Darstellung mit Verbrauchsdaten der öffentlichen Liegenschaften 
•	 Ergänzung der Darstellung für nicht leitungsgebundene Energieträger 

Erstellung von Wärmeliniendichte-Karten 
•	 Kartografische Darstellung der Wärmeliniendichten in Kilowattstunden pro Meter und Jahr in  
	 Form einer straßenabschnittbezogenen Darstellung

BESTANDSANALYSE   |
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Pos.

A.3.4.3

A.3.4.4

A.4

A.4.1

A.5

A.5.1

A.5.2

A.5.3

Titel

Identifikation potenzieller Großverbraucher 
•	 Standortbezogene Darstellung potenzieller Großverbraucher von Wärme und Gas 

Ermittlung relevanter Energiekennzahlen 	
•	 Endenergie Wärme pro Einwohnerin und Einwohner
•	 Endenergie Wärme der Wohngebäude pro Quadratmeter Wohnfläche

Ermittlung der THG-Emissionen im Bereich Wärme

Analyse der aus der Endenergie Wärme resultierenden THG-Emissionen 
•	 Textliche und grafische, baublockbezogene Darstellung der aus dem jährlichen  
	 Endenergieverbrauch Wärme resultierenden Treibhausgasemissionen in Tonnen  
	 Kohlenstoffdioxid-Äquivalent

Eignungsprüfung
Eignungsprüfung von Teilgebieten, die sich mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht für die Versor-
gung durch ein Wärmenetz oder Wasserstoffnetz eignen 

Bewertung der Eignung von Teilgebieten für Wärmenetze
•	 Teilgebiete definieren
•	 Ermittlung der Eignung von Teilgebieten
Grafische und kartografische Darstellung der Ergebnisse

Bewertung der Eignung von Teilgebieten für die Versorgung durch ein Wasserstoffnetz 
•	 Teilgebiete definieren
•	 Ermittlung der Eignung von Teilgebieten
Grafische und kartografische Darstellung der Ergebnisse

Definition von Gebieten, in denen eine verkürzte Wärmeplanung durchgeführt werden kann 
•	 Teilgebiete definieren
•	 Ermittlung der Teilgebiete für die verkürzte Wärmeplanung bzw. von voraussichtlichen  
	 Gebieten für dezentrale Wärmeversorgungen
Grafische und kartografische Darstellung der Ergebnisse

Potenzialanalyse

Pos.

B

B.1

B.1.1

Titel

Potenzialanalyse

Energieeinsparung / Effizienz

Wärmebedarfsreduktion in Gebäuden
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Pos.

B.1.1.1
 
 
 
 
 
 
B.1.2

B.1.2.1

B.2

B.2.1

B.3

B.3.1

B.3.2

!
B.4

B.4.1

Titel

Analyse der Potenziale zur Energieeinsparung durch Wärmebedarfsreduktion in Gebäuden
•	 Räumlich differenzierte, baublockbezogene Darstellung der Potenziale zur Energieeinsparung  
	 durch Wärmebedarfsreduktion in Gebäuden für Raumwärme und Warmwasser in den  
	 Verbrauchssektoren
•	 Berücksichtigung von Sanierungsraten und erreichbaren Sanierungstiefen
•	 Berechnung der Energieeinsparung für die Zeitpunkte 2030, 2035, 2040 und 2045

Effizienzsteigerung in industriellen und gewerblichen Prozessen

Analyse der Potenziale zur Energieeinsparung in industriellen und gewerblichen Prozessen 
•	 Räumlich differenzierte Darstellung der Potenziale zur Energieeinsparung in industriellen und  
	 gewerblichen Prozessen
•	 Berechnung der Energieeinsparung für die Zeitpunkte 2030, 2035, 2040 und 2045

Nutzung unvermeidbarer Abwärme

Analyse der im beplanten Gebiet vorhandenen Potenziale zur Nutzung von  
unvermeidbarer Abwärme 
•	 Quantitative und räumlich differenzierte Ermittlung der im beplanten Gebiet vorhandenen  
	 Potenziale zur Nutzung von unvermeidbarer Abwärme oder von Wärme aus gleichgest. Quellen
•	 Erstellung einer Großverbraucherliste mit Potenzial zur Abwärmebereitstellung  
	 (Lage, Branche, ...)

Potenziale zur Nutzung von Wärme aus erneuerbaren Energien

Ermittlung der im beplanten Gebiet vorhandenen Potenziale zur Nutzung von Wärme  
aus erneuerbaren Energien  
•	 Analyse und Darstellung räumlich verorteter und quantifizierter Potenziale erneuerbarer  
	 Energien zur Wärmeversorgung auf dem Gemarkungsgebiet, unter anderem:
	 a) Außenluft
	 b) Biomasse (die energetische Nutzung von Biomasse ist  
		  auf Abfall- und Reststoffe zu beschränken)
	 c) Geothermie 
	 d) Solarthermie
	 e) Umweltwärme aus Gewässern und Abwasser

Ermittlung der im beplanten Gebiet vorhandenen Potenziale zur Nutzung von Wärme aus  
erneuerbaren Energien 
•	 Räumlich differenzierte Ausweisung von Ausschlussgebieten wie Wasserschutzgebieten oder  
	 Heilquellengebieten oder anderen Schutzgebietskategorien 

OPTIONALER BESTANDTEIL
Potenziale zur Nutzung von Strom aus erneuerbaren Energien

Ermittlung der im beplanten Gebiet vorhandenen Potenziale zur Nutzung von Strom aus  
erneuerbaren Energien 
•	 Räumlich verortete und quantifizierte Potenziale erneuerbarer Stromquellen für  
	 Wärmeanwendungen:
	 a) Photovoltaik
	 b) Windkraft
	 c) Wasserkraft
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Pos.

B.5.1

Titel

Ermittlung der vorhandenen Potenziale zur zentralen Wärmespeicherung 
•	 Quantitative und räumlich differenzierte Ermittlung und Darstellung der im beplanten Gebiet  
	 vorhandenen Potenziale zur zentralen Wärmespeicherung

Zielszenario

Pos.

C

C.1

C.1.1

C.1.2

C.1.3

C.2

Titel

Zielszenario

Zielszenarien und Pfade für die langfristige Entwicklung der Wärmeversorgung

Entwicklung von Szenarien und Entwicklungspfaden 
•	 Entwicklung von unterschiedlichen, jeweils zielkonformen Szenarien auf Basis der Bestands-  
	 und der Potenzialanalyse, die den jeweils gültigen THG-Minderungszielen der Bundesregierung  
	 entsprechen
•	 Betrachtung von Entwicklungspfaden inklusive räumlich aufgelöster Beschreibung der dafür  
	 benötigten Energieeinsparungen und der zukünftigen Versorgungsstruktur unter  
	 Berücksichtigung von Wärmegestehungskosten, Realisierungsrisiken, Maß an  
	 Versorgungssicherheit sowie Treibhausgasemissionen
•	 Berücksichtigung von Gebieten mit bestehendem Anschluss- und Benutzungszwang für eine  
	 zentrale Wärmeversorgung
•	 Berücksichtigung der Jahre 2030, 2035, 2040 und 2045

Entwicklung des maßgeblichen Zielszenarios 
•	 Entwicklung des Zielszenarios unter Darlegung der Gründe auf Grundlage der Ergebnisse der  
	 Eignungsprüfung, der Bestandsanalyse und der Potenzialanalyse im Einklang mit der Einteilung  
	 des beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete und mit der Darstellung  
	 der Wärmeversorgungsarten für das Zieljahr
•	 Berücksichtigung der Jahre 2030, 2035, 2040 und 2045
Biomasse und nicht lokale Ressourcen sind effizient und ressourcenschonend sowie nach Maß-
gabe der Wirtschaftlichkeit nur dort einzuplanen und einzusetzen, wo vertretbare Alternativen 
fehlen. Die energetische Nutzung von Biomasse ist auf Abfall- und Reststoffe zu beschränken.

Ermittlung von Rahmendaten und Energiemengen für das Zielszenario 
•	 Darstellung des Endenergiebedarfs der gesamten Wärmeversorgung 
•	 Darstellung der jährlichen Treibhausgasemissionen 
•	 Baublockbezogene Darstellung des Endenergiebedarfs für leitungsgebundene  
	 Wärmeversorgungen sowie die Anzahl der Gebäude mit Anschluss an ein Wärmenetz
•	 Baublockbezogene Darstellung des Endenergiebedarfs, der aus Gasnetzen gedeckt werden  
	 soll, sowie die Anzahl der Gebäude mit Anschluss an ein Gasnetz 
•	 Berücksichtigung der Jahre 2030, 2035, 2040 und 2045
Alle Darstellungen nach Energieträgern und Endenergiesektoren

Einteilung des beplanten Gebiets nach Wärmeversorgungsart und Einsparpotenzialen
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Umsetzungsstrategie mit Maßnahmen

Pos.

C.2.1

C.2.2

Titel

Einteilung der Grundstücke und Baublöcke in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete 
•	 Baublockbezogene Darstellung der voraussichtlichen Wärmeversorgungsgebiete aus dem  
	 Zielszenario
•	 Darstellung der voraussichtlichen Wärmeversorgungsart (Wärmenetzgebiet,  
	 Wasserstoffnetzgebiet, Gebiet für die dezentrale Wärmeversorgung oder Prüfgebiet) unter  
	 Berücksichtigung von Eignungsstufen 
•	 Berücksichtigung der Jahre 2030, 2035, 2040 und 2045

Ausweisung von Gebieten mit erhöhtem Energieeinsparpotenzial 
•	 Baublockbezogene Darstellung der Teilgebiete mit einem erhöhten Energieeinsparpotenzial

Pos.

D

D.1

D.2

D.3

Titel

Umsetzungsstrategie mit Maßnahmen
Entwicklung einer Umsetzungsstrategie mit Umsetzungsmaßnahmen für eine Versorgung mit 
ausschließlich aus erneuerbaren Energien oder aus unvermeidbarer Abwärme erzeugter Wärme 
bis zum Zieljahr 

Entwicklung einer Umsetzungsstrategie mit von der planungsverantwortlichen Stelle selbst 
oder von Dritten zu realisierenden Umsetzungsmaßnahmen sowie Identifizierung von zwei bis 
drei Fokusgebieten, die bezüglich einer klimafreundlichen Wärmeversorgung kurz- und mittelfris-
tig prioritär zu behandeln sind
•	 Textliche Beschreibung der Umsetzungsstrategie, insbesondere Darstellung der  
	 Umsetzungsmaßnahmen 
	 a) Inhalt
	 b) Akteure
	 c) Kosten und gegebenenfalls Finanzierungsmechanismen und Fördermittel
	 d) Zeitpunkt
Für mittelfristige und langfristige Maßnahmen sollen gut ausgearbeitete Skizzen erarbeitet wer-
den.

Anforderungen für ein Gemeindegebiet mit mehr als 45.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
•	 Prüfung der Einhaltung folgender Anforderungen:
	 -	 Wärmeplan steht im Einklang mit dem Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“
	 -	 Ausarbeitung einer Bewertung der Rolle von Erneuerbare-Energien-Gemein¬schaften
	 -	 Ausarbeitung von Finanzierungsmechanismen für die Umsetzung der Strategie und der  
		  Maßnahmen
	 -	 Bewertung potenzieller Synergieeffekte mit Plänen benachbarter Behörden
	 -	 Bewertung einer nach Landesrecht zuständigen Stelle

Erarbeitung einer Verstetigungsstrategie 
•	 Erarbeitung einer Verstetigungsstrategie inklusive Organisationsstrukturen und  
	 Verantwortlichkeiten/Zuständigkeiten



Pos.

D.4

Titel

Erstellung eines Controlling-Konzepts 
•	 Erstellung eines Controlling-Konzepts für Top-down- und Bottom-up-Verfolgung der  
	 Zielerreichung inklusive Indikatoren und Rahmenbedingungen für Datenerfassung und  
	 -auswertung
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Dokumentation der Ergebnisse

Pos.

E

E.1

E.2

E.3

Titel

Dokumentation der Ergebnisse

Dokumentation der Karten8 und Pläne 
•	 Zusammenfassung zu einem Planwerk aus den ermittelten Daten und Karten von  
	 Bestandsanalyse, Potenzialanalyse, Zielszenario und Umsetzungsstrategie
•	 Zusammenstellung und Übermittlung der GIS-Daten in einem für die Kommunalverwaltung  
	 verwertbaren digitalen Format
 
Erstellung eines Fachgutachtens 
•	 Zusammenfassung der Ergebnisse in einem Fachgutachten, unter anderem:
	 -	 Beschreibung der Inhalte der Kommunalen Wärmeplanung
	 -	 Dokumentation der Vorgehensweise und Methodik
	 -	 Beschreibung und Darstellung der zentralen Ergebnisse

Zusammenstellung von Energiekennwerten (zur Integration in eine Datenbank) 
•	 Tabellarische Zusammenstellung der wesentlichen Ergebnisse:
	 -	 Endenergiebedarf Wärme nach Energieträgern
	 -	 Differenziert nach Basisjahr und dem Zielszenario für die Jahre 2030, 2035, 2040 und 2045

8 Die kartografische Darstellung erfolgt grundsätzlich unter Verwendung von unterschiedlichen Ebenen. Sie stellt die Informationen 

möglichst vollständig, transparent und nachvollziehbar dar. Vertrauliche Daten, insbesondere sicherheitsrelevante Daten und Daten zu 

kritischen Infrastrukturen sowie alle Daten mit Bezug zur Landes- und Bündnisverteidigung werden nicht dargestellt.
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Öffentlichkeitsbeteiligung

Pos.

ÖB

ÖB.1

ÖB.2

ÖB.2.1

ÖB.2.2

ÖB.2.3

ÖB.2.4

ÖB.3

ÖB.3.1

ÖB.3.2

Titel

Öffentlichkeitsbeteiligung

Kommunikationsstrategie
Erarbeitung eines Konzepts zur Beteiligung und Kommunikation im Rahmen der Erstellung sowie 
bei der künftigen Umsetzung der Wärmeplanung 
•	 Erarbeitung einer Kommunikationsstrategie für die konsens- und unterstützungsorientierte  
	 Zusammenarbeit mit allen Zielgruppen
	 a) Identifikation der relevanten kommunalen Akteure im Rahmen einer Akteursanalyse unter  
		  Berücksichtigung der in WPG § 7 aufgeführten Gruppen
	 b) Erarbeitung eines Beteiligungskonzepts für den Zeitraum der Erstellung der Wärmeplanung  
		  für die wesentlichen Akteure und die Bürgerschaft

Durchführung für die wesentlichen Akteure

Beteiligung der Verwaltungseinheiten 
•	 Unterstützung bei der regelmäßigen Information der zu beteiligenden Verwaltungseinheiten in  
	 der Kommune
•	 Mitwirkung des Auftragnehmers in Besprechungsterminen 

Beteiligung der politischen Gremien 
•	 Unterstützung der Verwaltung bei der Ausarbeitung von Sitzungsvorlagen zur kommunalen  
	 Wärmeplanung
•	 Vorbereitung und Durchführung von Präsentationen in den kommunalen Gremien während der  
	 Erstellung der Kommunalen Wärmeplanung (drei Termine)

Beteiligung der externen wesentlichen Akteure  
•	 Unterstützung bei der frühzeitigen und fortlaufenden Beteiligung der wesentlichen Akteure   
	 (u. a. Energieunternehmen, Wohnungswirtschaft, Großverbraucher, Träger öffentlicher  
	 Belange, …)
•	 Durchführung von geeigneten Austauschformaten für die identifizierten Akteure

Auswertung der Stellungnahmen der wesentlichen Akteure
•	 Auswertung der Stellungnahmen und deren Berücksichtigung in der weiteren Planung, im  
	 Endbericht und im Planwerk
•	 Unterstützung bei der Aufstellung und Auswertung einer Abwägungstabelle

Durchführung für die Bürgerschaft

Information der Öffentlichkeit über den Beschluss zur Durchführung einer Kommunalen  
Wärmeplanung 
•	 Unterstützung der Kommunalverwaltung bei der Information der Öffentlichkeit im Rahmen  
	 einer öffentlichen Bekanntmachung über den Beschluss zur Durchführung einer Kommunalen  
	 Wärmeplanung (u. a. im Internet)

Information der Öffentlichkeit über relevante Zwischenergebnisse der Kommunalen  
Wärmeplanung 
•	 Unterstützung der Kommunalverwaltung bei der Information der Öffentlichkeit über die  
	 jeweiligen Ergebnisse der Eignungsprüfung sowie der Bestands- und der Potenzialanalyse  
	 (u. a. im Internet)
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Pos.

ÖB.3.3

ÖB.3.4

ÖB.3.5

Titel

Information der Öffentlichkeit über die Ergebnisse des Zielszenarios 
•	 Unterstützung der Kommunalverwaltung bei der Information der Öffentlichkeit über die  
	 Ergebnisse des Zielszenarios (u. a. im Internet)
•	 Fachliche Zuarbeit für die Möglichkeit zur Einsichtnahme und Abgabe von Stellungnahmen für  
	 die Dauer eines Monats

Durchführung einer Informationsveranstaltung
•	 Unterstützung der Kommunalverwaltung bei der Organisation und Durchführung einer  
	 Informationsveranstaltung für die Öffentlichkeit
(Ziel: Information zur Kommunalen Wärmeplanung und zu Ergebnissen des Zielszenarios)

Auswertung der Stellungnahmen der Bürgerschaft
•	 Auswertung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit und deren Berücksichtigung in der  
	 weiteren Planung, im Endbericht und im Planwerk
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Pos.

D.3

D.4

ÖB.1

ÖB.2

ÖB.3.1 bis 
ÖB.3.3

ÖB.3.4 bis 
ÖB.3.5

Personen-
tage in PT

Preis
netto in €

Preis
brutto in €Titel

Erarbeitung einer Verstetigungsstrategie

Erstellung eines Controlling-Konzepts

Kommunikationsstrategie

Durchf. für die wesentlichen Akteure

•	 Information der Öffentlichkeit über den 
	 Beschluss zur Durchführung einer  
	 Kommunalen Wärmeplanung 
•	 Information der Öffentlichkeit über  
	 relevante Zwischenergebnisse der 
	 Kommunalen Wärmeplanung 
•	 Information der Öffentlichkeit über die 
	 Ergebnisse des Zielszenarios 

•	 Durchf. einer Informationsveranstaltung
•	 Auswertung der Stellungnahmen der  
	 Bürgerschaft

Tabelle 2:	 Detailaufstellung ausgewählter Positionen  
	 (als Grundlage für Übertragung in Tabelle gemäß „Kalkulation Wärmeplanung“)

Honorarübersichten

Pos.

0

A

B

C

D

E 

ÖB

Personen-
tage in PT

Preis
netto in €

Preis
brutto in €Titel

Projektmanagement

Bestandsanalyse

Potentialanalyse

Zielszenario

Umsetzungsstrategie mit Maßnahmen

Dokumentation der Ergebnisse

Öffentlichkeitsbeteiligung

Gesamtsumme

Tabelle 1:	 Übersicht gemäß der Struktur des vorliegenden Leistungsverzeichnisses

Zu besseren Abrechnung nach Kommunalrichtlinie dienen die folgenden Tabellen:



Pos.

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

2

3

4

Personen-
tage in PT

Preis
netto in €

Preis
brutto in €Titel

Bestandsanalyse sowie Energie- und Treibhaus-
gasbilanz inklusive räumlicher Darstellung  
(A Bestandsanalyse)

Potenzialanalyse zur Ermittlung von Energiespar-
potenzialen und lokalen Potenzialen erneuerbarer 
Energien (B Potenzialanalyse)

Strategie und Maßnahmenkatalog
(C Zielszenario, D Umsetzungsstrategie mit  
Maßnahmen ohne D.3 und D.4)

Beteiligung von Verwaltungseinheiten und allen 
weiteren relevanten Akteuren 
(ÖB.2 Durchführung für die wesentlichen Akteure)

Verstetigungsstrategie (D.3 Verstetigungsstrat.)

Controlling-Konzept (D.4 Controlling-Konzept)

Kommunikationsstrategie (ÖB.1 Komm.-strategie)

Summe Position 1.1 bis 1.7

Endredaktion und Druck des Plans
(E Dokumentation der Ergebnisse)

Organisation und Durchführung von Akteurs- 
beteiligung (ÖB.3.4 bis ÖB.3.5)

Ausgaben für die begleitende Öffentlichkeits- 
arbeit (ÖB.3.1 bis ÖB.3.3)

Summe Position 2 bis 4

Gesamtsumme

Tabelle 3:	 Übersicht gemäß der Struktur des vorliegenden Leistungsverzeichnisses
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Mithilfe von Tabelle 3 können die Positionen aus den Tabellen 1 und 2 den Bausteinen des Formulars für die Fördermit-
telbeantragung im Rahmen der Kommunalrichtlinie für die KWP zugeordnet werden. Zumindest für die Schlussrech-
nung sollten die Positionen ent¬sprechend Tabelle 3 ausgewiesen werden.

Hinweise zum Ausfüllen:
•	 Jeweils in Klammern ist die zugehörige Position aus den Tabellen 1 und 2 angegeben. 
•	 Die Position 0 Projektmanagement aus Tabelle 1 kann anteilig auf die Positionen 1.1 bis 1.7 in Tabelle 3  
	 aufgeteilt werden.
•	 Es ist zu beachten, dass gemäß der Förderrichtlinie folgende Positionen gedeckelt sind:  
	 -	 Position 2:	 Endredaktion und Druck des Plans (maximal 5.000 Euro)
	 -	 Position 3:	 Organisation und Durchführung von Akteursbeteiligung (maximal 10.000 Euro) 
	 -	 Position 4:	 Begleitende Öffentlichkeitsarbeit („in der Regel bis zu“ 5.000 Euro) 



Weiterführende Links

KWW Dienstleisterverzeichnis
https://www.kww-halle.de/werkzeuge/kww-dienstleisterverzeichnis

Leitfaden Wärmeplanung des BMWK und BMWSB
https://api.kww-halle.de/fileadmin/user_upload/Leitfaden_Waermeplanung_final_web.pdf

Das Worddokument für das MLV des KWW ist abzurufen unter https://api.kww-halle.de/fileadmin/user_
upload/KWW-MusterLeistungsVerzeichnis_Arbeitsdokument_05-03-2024.docx

27 WEITERFÜHRENDE LINKS   |

https://www.kww-halle.de/werkzeuge/kww-dienstleisterverzeichnis
https://api.kww-halle.de/fileadmin/user_upload/Leitfaden_Waermeplanung_final_web.pdf
https://api.kww-halle.de/fileadmin/user_upload/KWW-MusterLeistungsVerzeichnis_Arbeitsdokument_05-03-2024.docx
https://api.kww-halle.de/fileadmin/user_upload/KWW-MusterLeistungsVerzeichnis_Arbeitsdokument_05-03-2024.docx


28  |  GLOSSAR

Abwärme: Abwärme fällt z.B. bei Industrieprozessen 
und Rechenzentren teilweise im großen Stil an. Wenn 
sich diese in der Nähe von Siedlungen oder anderen 
Wärmeverbrauchern befinden, kann die Abwärme über 
Wärmetauscher in ein Wärmenetz eingespeist werden. 
In der Regel fällt Abwärme einigermaßen gleichmäßig 
über das Jahr verteilt an.

Biomethan/Biomasse: Organisches Material, das zur 
Energiegewinnung genutzt werden kann (z.B. Holz, 
landwirtschaftliche Abfälle oder spezielle Energie-
pflanzen). Biomasse wird entweder getrocknet und 
direkt verbrannt oder erst vergärt. Die Vergärung ist 
die effizientere Nutzung. Biomasse lässt sich lagern 
und kann somit Energie zu Zeiten bereitstellen, in de-
nen andere erneuerbare Energien nicht zur Verfügung 
stehen.

Blockheizkraftwerk (BHKW): Eine Anlage, die gleich-
zeitig Strom und Wärme produziert und dadurch eine 
höhere Energieeffizienz erreicht.

Endenergiebedarf Als Endenergiebedarf wird die 
Energiemenge bezeichnet, die den Anlagen für Hei-
zung, Lüftung, Warmwasserbereitung und Kühlung 
zur Verfügung gestellt werden muss, um die normierte 
Rauminnentemperatur und die Erwärmung des Warm-
wassers über das ganze Jahr sicherzustellen.

Energieverbrauch Der Verbrauch von Brennstoffen, 
Fernwärme und Elektrizität durch den Menschen wird 
als Energieverbrauch bezeichnet. Im Bereich des 
Wohnungsbaus erzeugt die erforderliche Raumwärme 
den weitaus größten Energieverbrauch im Vergleich zu 
anderen Faktoren.

Fernwärme: Ein System zur Wärmeversorgung, bei 
dem heiße Flüssigkeit (meist Wasser) über isolierte 
Rohrleitungen von einem zentralen Heizwerk zu den 
Verbrauchern transportiert wird.

Geothermie (oberflächennah): Die oberflächennahe 
Geothermie nutzt den Untergrund bis zu einer Tiefe von 
ca. 400 m und Temperaturen von bis zu 25 °C für das Be-
heizen und Kühlen von Gebäuden, technischen Anlagen 
oder Infrastruktureinrichtungen. Hierzu wird die Wärme 
oder Kühlenergie aus den oberen Erd- und Gesteins-
schichten oder aus dem Grundwasser gewonnen.

Geothermie (Tiefengeothermie): Die Tiefengeother-
mie nutzt Erdwärme aus Tiefen zwischen 400 m bis 
hin zu 5000 m. Damit kann Wasser auf Temperaturen 
von mehr als 90 °C erwärmt werden und – anders als 
bei der oberflächennahen Geothermie – ohne Einsatz 
einer Wärmepumpe zu Heizzwecken genutzt werden.

Großwärmepumpe: Wärmepumpen mit einer Heizleis-
tung von mindestens 100 kW werden als Großwärme-
pumpen bezeichnet. Großwärmepumpen können Wär-
me z.B. aus Gewässern, Abwässern, Industrieanlagen 
nutzbar machen und in Wärmenetze einspeisen.

Grüner Wasserstoff: Mit Elektrolyseuren erzeugter 
Wasserstoff gilt nur dann als erneuerbarer Wasser-
stoff, wenn er mit Strom aus erneuerbaren Quellen 
erzeugt wird. Wasserstofferzeuger müssen daher 
nachweisen, dass der von ihnen verwendete Strom aus 
erneuerbaren Quellen stammt.

Kraft-Wärme-Kopplung: Nutzung einer Energiequelle 
(Kohle, Erdgas, Erdöl, Abfall, Biomasse oder in Ausnah-
mefällen auch Tiefengeothermie) zur gleichzeitigen 
Gewinnung von mechanischer Energie und nutzbarer 
Wärme. In Kraftwerken wird die gewonnene mechani-
sche Energie in elektrischen Strom umgewandelt und 
die Abwärme wird in dem Maß, in dem es wirtschaftlich 
sinnvoll erscheint, ausgekoppelt, um sie als Prozess-
wärme zu nutzen oder in ein Wärmenetz einzuspeisen.

4	 Glossar zur  
	 kommunalen Wärmeplanung 
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Sektorenkopplung: Unter Sektorenkopplung ver-
steht man die Vernetzung verschiedener Sektoren 
der Energiewirtschaft (Mobilität, Wärme, Elektrizität 
und Industrie). Damit ist es möglich, alle Sektoren zu 
dekarbonisieren, den Energieverbrauch zu senken 
(siehe Wärmepumpe) und Speicherpotenziale für die 
erneuerbaren Energien zu erschließen.

Solarthermie: Nutzung von Sonnenenergie zur Erzeu-
gung von Wärme, z.B. durch Sonnenkollektoren auf 
Dächern oder Freiflächenanlagen.

Stromnetz: Ein Stromnetz ist ein System, welches dem 
Transport und der Verteilung elektrischer Energie dient. 

Stromspeicher: Ein Stromspeicher dient der Speiche-
rung von momentan verfügbarer, aber nicht benötigter 
Energie zur späteren Nutzung. Dies kann eine Wand-
lung der Energieform beinhalten, z.B. von elektrischer 
in chemische Energie (Akkumulator) oder von elektri-
scher in potenzielle Energie (Pumpspeicherkraftwerk). 
Stromspeicher speichern Strom, der dank Sonnen-
energie zur Verfügung steht und geben ihn bei Bedarf 
zum richtigen Zeitpunkt an den Betreiber weiter.

Umweltwärme: Umweltwärme bezeichnet leicht zu 
erschließende Energiequellen, wie Oberflächengewäs-
ser (hydrothermische Umweltwärme), Umgebungsluft 
(aerothermische Umweltwärme) und oberflächennahe 
Geothermie.

Wärmenetz: Wärmenetze dienen dem Transport von 
Wärmeenergie zwischen Wärmequellen und Wär-
mesenken. Unterschieden wird zwischen Nah- und 
Fernwärmenetzen und zwischen Netzen verschiedener 
Temperaturniveaus. Je weniger weit Wärme trans-
portiert werden muss, je niedriger die Temperatur 
liegt und je besser die Isolierung der Rohrleitungen 
des Wärmenetzes ist, desto effizienter geschieht der 
Wärmetransport.

Wärmepumpe (dezentral): Dezentrale Wärmepumpen 
können Umweltwärmequellen für die Raumwärme 
nutzbar machen. Ein flüssiges Kältemittel wird bei 
niedriger Temperatur verdampft, dann verdichtet 
(wobei seine Temperatur steigt) und bei dem erhöhten 
Druck (und höherer Temperatur) kondensiert. An-
schließend wird das verflüssigte Kältemittel über ein 
Ventil auf den Arbeitsdruck des Verdampfers ent-
spannt, verdampft dabei teilweise und kühlt sich auf 
eine niedrige Temperatur ab. Anschließend beginnt 
der Kreisprozess wieder von Neuem.

Wärmespeicher: Wärmespeicher dienen der saiso-
nalen oder kürzeren Speicherung von überschüssiger 
Wärme, um eine Ungleichzeitigkeit von Angebot und 
Nachfrage auszugleichen.
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